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1. Aufstellungsbeschluss und Planungsanlass 

Für die an den stillgelegten Sandtagebau Schossow angrenzenden intensiv genutz-
ten Ackerflächen im Gemeindedreieck der Gemeinden Wolde, Röckwitz und Tütz-
patz ist auf einer Gesamtfläche von ca. 43 ha die Errichtung und der Betrieb von 

Freiflächen-Photovoltaikanlagen zur Erzeugung von umweltfreundlichem Solar-
strom geplant. Diese sollen die bereits auf dem Gelände des stillgelegten Sandta-
gebaus errichtete Photovoltaikanlage arrondieren bzw. erweitern. Für den Teil die-
ser Erweiterung, der innerhalb des Gemeindegebietes der Gemeinde Röckwitz 
liegt, soll daher der Bebauungsplan Nr. 3 „Photovoltaikanlage Schossow 2“ aufge-
stellt werden.  

Ziel des o. g. Bebauungsplans ist es, durch Festsetzung von sonstigen Sonderge-
bieten gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO die Realisierung und den Betrieb von Freiflä-
chenphotovoltaikanlagen einschließlich der erforderlichen Nebenanlagen pla-

nungsrechtlich zu sichern und die Erzeugung von umweltfreundlichem Solarstrom 
innerhalb des Gemeindegebietes zu ermöglichen. 

Gemäß § 1 Abs. 3 BauGB haben die betreffenden Gemeinden unter Berücksichti-
gung ihrer kommunalen Planungshoheit ein jeweils eigenständiges Bebauungs-
planverfahren eingeleitet. Entsprechend hat die Gemeindevertretung der Ge-
meinde Röckwitz in öffentlicher Sitzung am 13.02.2023 die Aufstellung des Bebau-
ungsplans Nr. 3 „Photovoltaikanlage Sandtagebau Schossow 2“ der Gemeinde 
Röckwitz beschlossen. 

Im Ergebnis dieses Aufstellungsbeschlusses beinhaltet der Geltungsbereich die 
Flurstücke 35 und 36/2, Flur 2, Gemarkung Röckwitz-Adamshof und grenzt nörd-
lich an den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 2 „Photovoltaikanlage Sand-
tagebau Schossow“ der Gemeinde Röckwitz an. 
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2. Grundlagen der Planung 

2.1 Rechtsgrundlagen 

o Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03. November 
2017 (BGBl. I. S 3634), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 

28.Juli 2023 (BGBl. 2023 l Nr.221) 

o Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21. 
November 2017 (BGBl. I S.3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 l Nr. 176) 

o Planzeichenverordnung (PlanZV) i. d. F. der Bekanntmachung vom 18. 
Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) 

o Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutz-
gesetz - BNatSchG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. 

I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 
2022 (BGBl. I S. 2240) 

o Gesetz des Landes Mecklenburg – Vorpommern zur Ausführung des 
Bundesnaturschutzgesetzes (Naturschutzausführungsgesetz – 
NatSchAG M-V) i. d. F. der Bekanntmachung vom 23. Februar 2010 (GVOBI. 
M-V S.66), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. März 2023 
(GVOBI. M-V S. 546) 

o Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg-Vorpommern 

(Kommunalverfassung-KV M-V) i. d. F. der Bekanntmachung vom 23. Juli 
2019 (GVOBI. MV S. 467) 

o Hauptsatzung der Gemeinde Röckwitz in der aktuellen Fassung  

 

2.2 Planungsgrundlagen 

o Auszug aus dem Liegenschaftskataster des Kataster- und Vermessungsam-
tes für den Landkreis Mecklenburgische Seenplatte vom Dezember 2019 
(Lagebezug: ETRS89 verkürzte Zone) 

o Geodaten des LAiV M-V - Amt für Geoinformation Fachbereich Geodatenbe-

reitstellung Landesamt für innere Verwaltung, Mecklenburg-Vorpommern 
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3. Räumlicher Geltungsbereich 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans mit einer Fläche von 10,5 ha 
erstreckt sich südwestlich von Schossow auf die Flurstücke 35 und 36/2 Flur 2 in 
der Gemarkung Röckwitz-Adamshof. 

 

4. Beschaffenheit des Plangebietes 

Durch den Bebauungsplan werden intensiv genutzte Ackerflächen in einem Umfang 
von 10,5 ha in Anspruch genommen.  

Das Gebiet ist als eben zu bezeichnen. 

Nationale oder europäischen Schutzgebiete werden nicht überplant. 

Zum Vogelschutzgebiet DE 2344-401 „Kuppiges Tollensegebiet zwischen Rosenow 

und Penzlin“ als nächstgelegenes europäisches Schutzgebiet wird ein Abstand von 
1.500 m eingehalten.  
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5. Vorgaben übergeordneter Planungen 

Bauleitpläne unterliegen den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung. Da-
bei sind die einzelnen Bundesländer gebunden, übergeordnete und zusammenfas-
sende Pläne oder Programme aufzustellen.  

Für Planungen und Maßnahmen der Gemeinde ergeben sich die Ziele, Grundsätze 
und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung aus den folgenden Rechtsgrundla-
gen: 

o Raumordnungsgesetz (ROG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 22. De-
zember 2008 (BGBl. l S. 2986), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Geset-
zes vom 22. März 2023 (BGBl. 2023 l Nr. 88) 

o Landesplanungsgesetz (LPlG) i. d. F. der Bekanntmachung vom 5. Mai 
1998 (GVOBl. M-V S. 503), zuletzt geändert durch Artikel 9 des Gesetzes 
vom 9. April 2020 (GVOBl. MV S. 166) 

o Landesverordnung über das Landesraumentwicklungsprogramm Meck-
lenburg-Vorpommern (LEP-LVO M-V) vom 27. Mai 2016 

o Landesverordnung über das Regionale Raumentwicklungsprogramm 
Mecklenburgische Seenplatte (RREP MS-LVO M-V) vom 15. Juni 2011 

Im Verlauf des Aufstellungsverfahrens ist die Vereinbarkeit mit den Zielen und 
Grundsätzen der Raumordnung zu prüfen. Rechtsgrundlage hierfür ist § 4 Abs. 1 
ROG.   

Nach § 3 Nr.6 ROG sind solche Vorhaben, die die räumliche Entwicklung und Ord-

nung eines Gebietes beeinflussen, als raumbedeutsam zu beurteilen. In diesem 
Zusammenhang entscheiden also die Dimension der geplanten Photovoltaikanlage, 
die Besonderheit des Standortes sowie die vorhersehbaren Auswirkungen auf ge-
sicherte Raumfunktionen die Raumbedeutsamkeit. 

Gemäß geltender Rechtsprechung trifft das regelmäßig dann zu, wenn infolge der 
Größe des Vorhabens Auswirkungen zu erwarten sind, die über den unmittelbaren 
Nahbereich hinausgehen (Raumbeanspruchung, Raumbeeinflussung). 

Im LEP MV sind bereits konkrete Vorgaben für die Entwicklung der Erneuerbaren 
Energien getroffen worden. Gemäß dem Programmsatz 5.3 (1) LEP M-V 2016 

soll in allen Teilräumen eine sichere, preiswerte und umweltverträgliche Energie-
versorgung bereitgestellt werden. Der Anteil erneuerbarer Energien soll dabei ste-
tig wachsen. 

Im Programmsatz 5.3 (2) LEP M-V 2016 soll zum Schutz des Klimas und der 
Umwelt der Ausbau der erneuerbaren Energien auch dazu beitragen, Treibhaus-
gasemissionen so weit wie möglich zu reduzieren.  

Der Programmsatz 5.3 Abs. 9 UA 2 LEP M-V 2016 beinhaltet folgende Zielbe-
stimmung: 

„Landwirtschaftlich genutzte Flächen dürfen nur in einem Streifen von 
110 Metern beiderseits von Autobahnen, Bundesstraßen und 
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Schienenwegen für Freiflächenphotovoltaikanlagen in Anspruch genom-
men werden (Z)“ 

Der vorliegend durch die Gemeinde geplante Geltungsbereich des Solarparks (Frei-
flächen-Photovoltaikanlage) liegt außerhalb des in diesem Programsatz definierten 
Streifens. 

Hinsichtlich der Solarenergie sind in der Planungsregion Mecklenburgische Seen-
platte zudem die Vorgaben des RREP MSP zu berücksichtigen. Grundsätzlich ergibt 
sich auch aus dem RREP MSP ein klares Bekenntnis zum weiteren Ausbau der Er-
neuerbaren Energien. Es wird ausgeführt, dass an geeigneten Standorten die Vo-
raussetzungen für den weiteren Ausbau regenerativer Energieträger […] geschaf-
fen werden sollen (RREP MSP Programmsatz 6.5 (4)). 

Der Entwicklung und dem Ausbau der Versorgung mit regenerativen Energieträ-
gern kommt damit insgesamt auch unter regionalplanerischen Gesichtspunkten 
eine besondere Bedeutung zu. Dem kann die Gemeinde Röckwitz mit der vorlie-
genden Planung Rechnung tragen.  

Gemäß dem Programmsatz 6.5 (6) RREP MSP sollen Solaranlagen insbeson-
dere auf bereits versiegelten oder geeigneten wirtschaftlichen oder militärischen 
Konversionsflächen errichtet werden.  

Von Photovoltaik-Freiflächenanlagen freizuhalten sind:  

o Vorranggebiete Naturschutz und Landschaftspflege 

o Tourismusschwerpunkträume außerhalb bebauter Ortslagen 

o Vorranggebiete für Gewerbe und Industrie Neubrandenburg-Trollenhagen 

o regional bedeutsame Standorte für Gewerbe und Industrie 

o Eignungsgebiete für Windenergieanlagen (Ziel der Raumordnung)  

 

Bei der Prüfung der Raumverträglichkeit von Photovoltaik-Freiflächenanlagen au-
ßerhalb der aufgeführten freizuhaltenden Räume, Gebiete und Standorte sind ins-

besondere sonstige Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege, des 
Tourismus sowie der Landwirtschaft und der Forstwirtschaft zu berücksichtigen. 

Gemäß der Festlegungskarte RREP MSP befindet sich der Geltungsbereich des 
Bebauungsplans hinaus innerhalb eines Vorbehaltsgebietes für die Landwirt-

schaft.  

In Vorbehaltsgebieten Landwirtschaft soll dem Erhalt und der Entwicklung land-
wirtschaftlicher Produktionsfaktoren und -stätten, auch in den vor- und nachgela-
gerten Bereichen, ein besonderes Gewicht beigemessen werden. Dies ist bei der 

Abwägung mit anderen raumbedeutsamen Planungen, Maßnahmen und Vorhaben 
besonders zu berücksichtigen. 

Die Bodenwertzahlen liegen mit durchschnittlich 34 Punkten an der Grenze eines 
landwirtwirtschaftlich sinnvoll nutzbaren Niveaus. Durch die vorliegende Planung 
werden keine hochwertigen landwirtschaftlichen Produktionsflächen entzogen.   
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Die abwägende Entscheidung für eine zukünftige Ausformung einer bedarfsgerech-

ten und Ressourcen schonenden Landwirtschaft ist mit anderen öffentlichen Be-
langen (hier: Ansiedlung von Gewerbebetrieben zur Erzeugung solarer Strahlungs-

energie im Sinne des allgemeinen Klimaschutzes) in Einklang zu bringen. 

Entscheidend ist in diesem Zusammenhang, dass sich der Flächenentzug nicht ne-
gativ auf die wirtschaftliche Bedeutung der Landwirtschaft im Gemeindegebiet aus-
wirkt.  

Anders ausformuliert: die bestehenden bzw. verbleibenden Anbauflächen sollten 
den derzeitigen Nutzungsansprüchen der ansässigen Landwirte entsprechen. 

Abbildung 1: Position des Planungsraumes in der Planzeichnung des RREP MSP 2011 

Aufgrund der Abweichung des vorliegenden Vorhabens von den Zielstellungen des 

LEP MV 2016 hat die Gemeinde Röckwitz einen Antrag auf Zielabweichung an das 
zuständige Ministerium gestellt. Dieser befindet sich zurzeit in Bearbeitung. 
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Flächennutzungsplan 

Die Gemeinde Röckwitz ist noch nicht in der Lage, ein Flächennutzungsplankonzept 
für das gesamte Gemeindegebiet zu erarbeiten. Demgegenüber erfordert die ge-
ordnete städtebauliche Entwicklung, dass für das o. g. Vorhaben die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen durch einen vorzeitigen Bebauungsplan geschaffen 
werden.  

Die Aufstellung des Bebauungsplans dient der Energieerzeugung auf der Basis so-
larer Strahlungsenergie. Die zeitnahe Errichtung und der Betrieb des geplanten 
Solarparks liegen im besonderen Interesse der Kommune.  

Durch eine Verzögerung der Aufstellung des Bebauungsplans wäre die zeitnahe 

Verwirklichung der danach auch im öffentlichen Interesse der Gemeinde liegenden 
Investitionsentscheidung in Frage gestellt.  

Der Gemeinde entstünde durch die Nichtaufstellung des Bebauungsplans der Nach-
teil, dass die Investition an einem anderen Standort außerhalb des Gemeindege-
bietes realisiert werden könnte. Die Investoren haben deutlich gemacht, dass sie 
auf eine zeitnahe Umsetzung der Planung angewiesen ist. Aus gewerbesteuerlicher 
Sicht ist davonauszugehen, die am Ort anfallenden Gewinne in der Gemeinde 
Röckwitz der Gewerbesteuer unterworfen werden.  

Für die Bereitstellung einer Fläche für das sonstige Sondergebiet spricht zudem, 
dass hierfür auch unter übergeordneten Gesichtspunkten ein Bedarf besteht. Eine 
zeitnahe Realisierung des mit dem Bebauungsplan vorgesehenen Vorhabens ist   
angesichts der Zielstellung des Gesetzes über den Vorrang Erneuerbarer Energien 
(EEG) geboten.  

§ 1 Abs. 2 EEG 2017 legt fest, dass der Anteil Erneuerbarer Energien 55 bis 60 
Prozent bis zum Jahre 2035 betragen soll.  

Um das Ziel im Jahre 2030 zu erreichen, ist die zügige Umsetzung von Investitio-
nen erforderlich. Für die Aufstellung des vorzeitigen Bebauungsplans spricht daher 

neben dem Bedarf an Standortflächen für Erneuerbare Energien im Gemeindege-
biet, dass für den geplanten Solarpark ein dringendes öffentliches Interesse strei-
tet. Es sind also erhebliche Nachteile zu befürchten, würde die Gemeinde nicht 
nach Maßgabe von § 8 Abs. 4 BauGB handeln. 

Der Aufstellung eines vorzeitigen Bebauungsplans stehen ferner auch keine ander-
weitigen Entwicklungsabsichten der Gemeinde Röckwitz entgegen.  

Die Rechtsprechung verlangt insoweit  

„eine gewisse Einbettung des vorzeitigen Bebauungsplans in die zum Zeitpunkt 

seiner Aufstellung vorhandenen Vorstellungen der Gemeinde von ihrer städtebau-

lichen Entwicklung“ (VGH München, U. v. 15.01.1997 – 26 N 96.2907 – juris, 

Rn.18). Dies ist vorliegend nicht zweifelhaft.  
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Für das Plangebiet und seine Umgebung liegen keine konkreten Planungs- und 

Entwicklungsabsichten der Gemeinde vor, die einer Verwirklichung des auf dem 
Plangebiet beabsichtigten Vorhabens entgegenstünden.  

Gemäß § 8 Abs. 2 Satz 2 BauGB bestünde auch die Möglichkeit der Aufstellung 
eines selbstständigen Bebauungsplans.  

Auch hier ist ein wirksamer Flächennutzungsplan nicht erforderlich, wenn der 
selbstständige Bebauungsplan ausreicht, um die städtebauliche Entwicklung zu 
ordnen. Dieser setzt allerdings voraus, dass ein weiterer Koordinierungs- und 
Steuerungsbedarf über das Plangebiet des B-Plans hinaus in der Gemeinde nicht 
besteht.  

Jedoch ist der vorliegende Bebauungsplan nicht in der Lage, den städtebaulichen 
bzw. planungsrechtlichen Koordinierungs- und Steuerungsbedarf der gesamten 
Gemeinde abzudecken. 
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6. Inhalt des Bebauungsplans 

6.1 Städtebauliches Konzept  

Gemäß § 1a Abs. 5 BauGB soll dem Klimawandel sowohl durch Maßnahmen, die 
diesem entgegenwirken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klima-

wandel dienen, Rechnung getragen werden. Der Standort soll diesen bundespoli-
tischen Zielstellungen folgend, künftig der Erzeugung von Erneuerbarer Energien 
dienen.   

Wesentliches Ziel der Planung ist es, durch Festsetzung eines sonstigen Sonder-
gebietes „Photovoltaikanlage“ gemäß § 11 Abs. 2 BauNVO die Realisierung einer 
Freiflächenphotovoltaikanlage zur Erzeugung von umweltfreundlichem Solarstrom 
planungsrechtlich zu sichern.  

Dabei hat der Gesetzgeber mit der Klimaschutznovelle des BauGB 2011 den Erfor-
dernissen des Klimaschutzes und der Klimaanpassung als öffentlichen Belang eine 

herausgehobene Stellung eingeräumt. Klimaschutz- und Anpassung gehen also in 
die Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB als gleichwertiger Belang ein.   

Unter Berücksichtigung der gesamten städtebaulichen Entwicklung der Gemeinde 
Röckwitz eignet sich der Vorhabenstandort damit in besonderer Weise für die Er-
zeugung von regenerativen Energien aus solarer Strahlung. 
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6.2 Art und Maß der baulichen Nutzung 

Die Photovoltaikanlagen werden ausschließlich im Bereich des durch die Baugrenze 
eingefassten sonstigen Sondergebietes errichtet.  

Mit dem Baubeginn werden die Solarmodule für die Photovoltaikanlage auf in den 
Boden gerammten Stützen in Reihen mit einem Abstand von etwa sieben Metern 
aufgestellt. Die Unterkonstruktionen bestehen aus verzinktem Stahl. Die Tische 
sind geneigt und nach Süden ausgerichtet.  

Die Module werden zu Strängen untereinander verkabelt, welche gebündelt an die 
Zentralwechselrichter angeschlossen werden.  

Die Gemeinde nutzt vorliegend die Möglichkeit, sonstige Sondergebiete gemäß § 

11 Abs. 2 BauNVO auszuweisen, denn die beabsichtigte Art der Nutzung wird durch 
die Definition der Baugebiete nach § 2 bis 10 BauNVO nicht gedeckt. 

Das Maß der baulichen Nutzung wird über die Grundflächenzahl (GRZ) und die 
Höhe der baulichen Anlagen geregelt.  

Der erforderliche Flächenanteil des Baugrundstückes, der überbaut wird, richtet 
sich nach den Abmessungen und der Anzahl der einzelnen Module sowie den nicht 
überbauten „verschatteten“ Zwischenräumen.  

Vorliegend sollen maximal 50 % des sonstigen Sondergebiets von Modultischen, 

Verkehrsflächen und Trafos in Anspruch genommen werden. Entsprechend wird 
eine Grundflächenzahl von 0,5 festgesetzt. 

Zu berücksichtigen ist in diesem Zusammenhang, dass sich die überbaute Fläche 
nicht mit der geplanten versiegelten Fläche deckt, denn im Sinne des Minimie-
rungsgebotes der erforderlichen Eingriffe in das Schutzgut Boden wurde durch den 
Vorhabenträger eine Bauweise gewählt, die die maßgebenden Bodenfunktionen 
auch unterhalb der Modultische weitestgehend nicht gefährdet.  

Mit Hilfe der Baugrenze wurde innerhalb der Planzeichnung Teil A der Teil der Vor-
habengrundstücke festgesetzt, auf dem das zulässige Maß der baulichen Nutzung 

realisiert werden darf.  

Zur Zahl der Vollgeschosse (Z) sind keine Festsetzungen erforderlich, weil die Höhe 
baulicher Anlagen (H) in Metern über dem anstehenden Gelände zur Bestimmung 
des Maßes der baulichen Nutzung, insbesondere zur Vermeidung von unnötigen 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes innerhalb der Planzeichnung Teil A fest-
gesetzt wird.  

Für die Modultische und die geplanten Nebenanlagen wird nach derzeitigen Pla-
nungen des Vorhabenträgers eine maximale Höhe von 4,50 m über Geländeober-

kante nicht überschritten. Als unterer Bezugspunkt dient das anstehende Gelände. 
Zäune sollen bis zu einer Höhe von 2,50 m auch außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksteile zulässig sein. 

Weitere mögliche Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung sind nicht Ge-
genstand der Regelungsabsicht der Gemeinde Röckwitz. 
  

http://de.wikipedia.org/wiki/Baugrundst%C3%BCck
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Folgende Festsetzungen wurden getroffen: 

1.1.1 Das sonstige Sondergebiet „Photovoltaikanlage“ (SO PV) dient gemäß § 
11 Abs. 2 BauNVO der Errichtung und dem Betrieb von großflächigen 
Freiflächen-Photovoltaikanlagen. Zulässig sind Modultische mit Solar-
modulen sowie die für den Betrieb erforderlichen Nebenanlagen, Tra-
fostationen und Wechselrichterstationen. Zaunanlagen sind als Einfrie-
dungen bis zu einer Höhe von 2,5 Metern auch außerhalb der überbau-
baren Grundstückflächen zulässig.  

1.1.2 Die maximale Grundflächenzahl ist für das sonstige Sondergebiet „Pho-
tovoltaikanlage“ (SO PV) auf 0,50 begrenzt. Eine Überschreitung der 

Grundflächenzahl im Sinne von § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO ist unzuläs-
sig. 

1.1.3 Die maximale Höhe baulicher Anlagen wird auf 4,5 m begrenzt. Als un-
terer Bezugspunkt gilt das anstehende Gelände in Metern über NHN des 
amtlichen Höhenbezugssystems DHHN 2016. 
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6.3 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur  Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft 

Über den Ausgleichsbezug des § 1a Abs. 3 BauGB hinaus hat die Gemeinde über 
§ 9 Absatz 2 Satz 1 Nr. 2 BauGB die Möglichkeit, landschaftspflegerische Maßnah-
men bzw. Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur 
und Landschaft festzusetzen.  

Für die Flächen des Solarparks sind Aufwertungsmaßnahmen geplant. Die Zwi-
schenmodulflächen sowie die von Modulen überschirmten Flächen werden gemäß 
der Maßnahme 8.30: Anlage von Grünflächen auf Photovoltaik-Freiflächenanlagen 
der Selbstbegrünung überlassen. Die Anerkennungsforderungen aus den Hinwei-

sen zur Eingriffsregelung in der Neufassung 2018 sind im Rahmen der Bauleitpla-
nung festzusetzen. 

Folgende Festsetzungen wurden getroffen: 

1.2.1. Mit Fertigstellung des Solarparks sind nicht überbaute Flächen innerhalb 
des Geltungsbereiches durch Selbstbegrünung als naturnahe Wiese zu 
entwickeln. Die Mahd dieser Flächen ist unter Berücksichtigung 
avifaunistischer Anforderungen und den speziellen Anforderungen von 
Offenlandbrütern nicht vor dem 15. Juli eines Jahres zulässig. Das 

Mähgut ist zur Aushagerung zu entfernen. Der Einsatz von Dünge- und 
Pflanzenschutzmitteln ist unzulässig. 
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6.4 Örtliche Bauvorschriften  

Die Städte und Gemeinden haben aufgrund der Ermächtigung, „örtliche Bauvor-
schriften“ erlassen zu können, die Möglichkeit, im Sinne einer Gestaltungspflege 
tätig zu werden. Die Rechtsgrundlage für ein solches Handeln ist durch § 86 Abs. 
3 LBauO M-V gegeben.  

Für den Planungsraum sind in diesem Zusammenhang keine Regelungen erforder-
lich. 

 

6.5 Umweltprüfung  

Nach § 2 Abs. 4 BauGB ist im Verfahren der Aufstellung des Bauleitplans eine 
Umweltprüfung durchzuführen. Das Ergebnis ist in dem Umweltbericht, der ein 
gesonderter Teil der Begründung des Bebauungsplans ist, darzustellen. 

Nach der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher 

Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB und den entsprechenden Abstimmungen des 
Umfangs und Detaillierungsgrades der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB er-
folgt die Darstellung der Ergebnisse im Umweltbericht. 

Durch die Umweltprüfung können vorhersehbare erhebliche Beeinträchtigungen 
der Umwelt sowie deren Wechselwirkungen ermittelt werden. Das Vorhaben wird 
deshalb eingehend auf seine Wirkungen auf die Schutzgüter nach § 2a BauGB un-
tersucht.  

Maßgeblich für die Betrachtungen der Umweltauswirkungen des Vorhabens sind 
die Realisierung und der Betrieb einer Freiflächenphotovoltaikanlage einschließlich 

der erforderlichen Nebenanlagen. 

Zur Eingrenzung des Beurteilungsraumes für die Bestandsaufnahme und Bewer-
tung des Umweltzustandes wird daher der Geltungsbereich des Bebauungsplans 
einschließlich eines Zusatzkorridors von 50 m als Grenze des Untersuchungsrau-
mes gewählt. Zusammenfassend wurden drei Konfliktschwerpunkte mit einem er-
höhten Untersuchungsbedarf festgestellt:  

1. Unvermeidbare Eingriffe in Natur und Landschaft durch geplante Flächenin-
anspruchnahme betreffen die Schutzgüter Boden, Tiere und Pflanzen. 

2. Lärm, Staub sowie Schadstoffimmissionen während der Bauphase sind be-

züglich der Schutzgüter Mensch und Gesundheit, Boden, Pflanzen und Tiere 
zu beurteilen.  

3. Die Wahrnehmbarkeit der Anlage ist bezüglich der Schutzgüter Tiere, 
Mensch und Landschaftsbild zu beurteilen. 

Weitere Konfliktschwerpunkte sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht zu er-
warten.  

Im Rahmen der Umweltprüfung ist die Prüfung artenschutzrechtlicher Verbotstat-
bestände erforderlich. Aufgrund der Vorprägung durch die intensive Landwirtschaft 
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erfolgt diese Prüfung als worst-case-Analyse. Die Ergebnisse sind im Artenschutz-

rechtlichen Fachbeitrag als Anlage zum Umweltbericht dokumentiert.  

Die bau-, anlage- und betriebsbedingte Wirkintensität ist für die oben formulierten 
Planungsziele insgesamt als gering einzuschätzen. Geplante Eingriffe beschränken 
sich auf ein unbedingt notwendiges Maß. Hochwertige Biotopstrukturen werden 
bewusst nicht überplant.  

Die Betroffenheit streng oder besonders geschützter Arten im Bereich des geplan-
ten Baufeldes ist auch aufgrund der intensiven Nutzung erwartungsgemäß sehr 
gering. Von einer Kartierung des im Planungsraum vorkommenden Artenbestan-
des wird unter Beachtung der Einflüsse der intensiven Landwirtschaft abgesehen.  

Von ihr wären keine neuen Erkenntnisse zu erwarten, da bereits allgemeine Er-
kenntnisse zu artspezifischen Verhaltensweisen und Habitatansprüchen vor dem 
Hintergrund der örtlichen Gegebenheiten sichere Rückschlüsse auf das Vorhanden-
sein bzw. Fehlen bestimmter Arten zulassen.  

Das Vorkommen einer Art wird angenommen, wenn die Art im Raum verbreitet ist 
und sich dort geeignete Habitatstrukturen befinden (worst-case-Betrachtung). Die 
Diskussion der Betroffenheit von artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen er-
folgt in einem gesonderten Fachbeitrag. 

 

6.6 Verkehr 

Der Planungsraum wird durch eine Zufahrt im Westen des Geltungsbereiches er-
schlossen. Die Anbindung erfolgt an die zwischen Röckwitz und Japzow verlaufende 
„Ringstraße“. Damit ist die verkehrliche Erschließung des Planungsraumes voll-
ständig gesichert.  
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7. Immissionsschutz 

Für den Geltungsbereich des vorliegenden Bebauungsplans sind keine wesentli-
chen Immissionswirkungen im Plangebiet vorhersehbar, die auch nur ansatzweise 
zu immissionsschutzrechtlichen Auswirkungen im Sinne von Überschreitungen ge-

setzlich vorgeschriebener Immissionsgrenzwerte führen könnten.  

8. Wirtschaftliche Infrastruktur 

8.1 Energie-, Wasserver- und -entsorgung 

Die von den Trafo-Stationen bis zum Übergabepunkt benötigten Mittelspannungs-
kabel werden unterirdisch verlegt.  

Ein Anschluss an das Wasserver- und Abwasserentsorgungsnetz ist nicht erforder-
lich. 

8.2 Gewässer 

Innerhalb des Geltungsbereiches befinden sich keine Gewässer. Anfallendes Nie-
derschlagswasser kann weiterhin auf der Fläche versickern.  

Es werden mit der geplanten Freiflächen-Photovoltaikanlage auch keine Stoffe frei-
gesetzt, die die Qualität des Grundwassers beeinträchtigen können.  

8.3 Telekommunikation 

Im Planbereich befinden sich nach derzeitigem Kenntnisstand keine Telekommu-
nikationslinien (TK-Linien) der Deutschen Telekom AG.  

8.4 Abfallrecht 

Alle Baumaßnahmen sind so vorzubereiten und durchzuführen, dass sowohl von 
den Baustellen als auch von den fertigen Objekten eine vollständige geordnete 
Abfallentsorgung erfolgen kann.  

8.5 Brandschutz 

Für die gewaltlose Zugänglichkeit der umzäunten PVA ist ein Feuerwehr-Schlüs-
seldepot am Zufahrtstor vorgesehen. 

Um im Schadensfall die zuständigen Ansprechpartner erreichen zu können, sind 
am Eingangstor die Erreichbarkeiten des für die bauliche Anlage verantwortlichen 
Betreibers sowie des Energieversorgungsunternehmens dauerhaft und deutlich an-
gebracht. 

Aufgrund der räumlichen Ausdehnung der PVA wird der örtlichen Feuerwehr ein 
Lageplan des Geländes zur Verfügung gestellt. Darin sind die maßgeblichen Anla-
genkomponenten von den Modulen über Leitungsführungen zu Wechselrichtern 

und Transformatoren bis zur Übergabestelle des zuständigen Energieversorgungs-
unternehmens enthalten. Relativ gefährdete Komponenten von PVA sind Wechsel-
richter und Transformatoren. 
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Da die stromführenden Leitungen überwiegend erdverlegt sind, geht von ihnen nur 

eine geringe Gefahr der Brandweiterleitung aus. Über die Wege zwischen den Mo-
dultischen sowie den Abständen der Modultische untereinander sind Brandschnei-
sen gegeben, die einer evtl. Brandweiterleitung entgegenwirken. 

Die örtliche Feuerwehr wird nach Inbetriebnahme der PVA in die Örtlichkeiten und 
die Anlagentechnik eingewiesen. 

Brand- und Störfallrisiken werden durch fachgerechte Installation und Inbetrieb-
nahme der PVA sowie regelmäßige Wartung minimiert. 

Im Brandfall sind die "Handlungsempfehlungen Photovoltaikanlagen" des Deut-
schen Feuerwehr Verbandes (siehe Anlagen) unter Verweis auf die VDE 0132 

"Brandbekämpfung und technische Hilfeleistung im Bereich elektrischer Anlagen" 
zu beachten.  

Die dortigen Ausführungen betreffen insbesondere die einzuhaltenden Sicherheits-
abstände und die Durchführung von Schalthandlungen. Demnach sind PVA beden-
kenlos zu löschen, wenn die erforderlichen Sicherheitsabstände eingehalten wer-
den.  

Bei einer Photovoltaikanlage handelt es sich um eine bauliche Anlage im weitesten 
Sinne mit einer geringen Brandlast. Dennoch soll ein Grundschutz an Löschwasser 

von 30 m3/h über 2 Stunden vorgehalten werden.  

Für das in Rede stehende Vorhaben ist die Verfügbarkeit des Löschwasserbedarfs 
über Löschwasserbrunnen oder Löschwasserbehälter mit der Bauantragsstellung 
nachzuweisen. 
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9. Denkmalschutz 

9.1 Baudenkmale 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine Baudenkmale, die als Denkmal im 
Sinne des Denkmalschutzgesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern einge-

tragen und als Zeitzeugen der Geschichte zu erhalten sind. 

9.2 Bodendenkmale 

Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind im Geltungsbereich keine Bodendenk-
male oder Verdachtsflächen bekannt. 

Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt 
werden, ist gemäß § 11 DSchG M-V vom 6. Januar 1998 (GVOBl. M-V, Teil I, S. 
12 ff.) die zuständige untere Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und der 
Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen des Landesamtes für Bodendenkmal-
pflege oder dessen Vertreter in unverändertem Zustand zu erhalten. 

Verantwortlich sind hierfür der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigen-
tümer sowie zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflich-
tung erlischt fünf Werktage nach Zugang der Anzeige. 
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10. Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung 

Flächenbilanz:  

SO PV 104.604 m² 

Verkehrsfläche als Teilversiegelung 136 m² 

zu 2.1 Ermittlung des Biotopwertes 

Zur Ermittlung des Biotopwertes wird zunächst aus der Anlage 3 die Wertstufe 
ermittelt.  

Biotopwert ACS:  1 - 0  = 1 (Flächenanteil innerhalb SO PV = 104.604 m²) 

 

Zu 2.2 Ermittlung des Lagefaktors 

Der Abstand zu vorhandenen Störquellen ist kleiner als 100 m. Der Lagefaktor ist 
in diesem Fall 0,75.  

 

Zu 2.3 Berechnung des Eingriffsflächenaquivalents für Biotopbeseitigung bzw. 
Biotopveränderung (unmittelbare Wirkungen/Beeinträchtigung) 

Für Biotope, die durch einen Eingriff beseitigt bzw. verändert werden (Funktions-
verlust), ergibt sich das Eingriffsflächenäquivalent (EFÄ) durch Multiplikation aus 
der vom Eingriff betroffenen Fläche des Biotoptyps, dem Biotopwert des Biotoptyps 
und dem Lagefaktor. 

 

Biotoptyp Fläche in m² Biotopwert Lagefaktor Fläche * Biotopwert * Lagefaktor =  EFÄ in m² 

ACS 104.604 1 0,75 104.604 * 1 * 0,75 =  78.453 

Summe der erforderlichen Eingriffsflächenäquivalente (EFÄ): 78.453 
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Zu 2.4 Berechnung des Eingriffsäquivalents für Funktionsbeeinträchtigung von 

Biotopen 

Biotopbeeinträchtigungen im Randbereich der Anlagen bzw. außerhalb der Bau-
grenze sind für die geplante Photovoltaikanlage generell nicht zu erwarten. Der 
Betrieb einer Freiflächenphotovoltaikanlage erzeugt keine Immissionen, die eine 
Beeinträchtigung der verschiedenen Schutzgüter erwarten lässt. 

Zu 2.5 Ermittlung der Versiegelung und Überbauung 

Zur Erschließung des Geltungsbereiches ist die Anlage eines Schotterweges mit 
einer Fläche von rund 136 m² notwendig. Es ist biotopunabhängig die teilversie-
gelte Fläche in m² zu ermitteln und mit einem Zuschlag von 0,2 zu berücksichti-

gen. 

Für Trafostationen ist mit einer Vollversiegelung von rund 31 m² zu rechnen. Der 
Zuschlag für Vollversiegelung beträgt 0,5. 

 

Versiegelung in m² Zuschlag Teil-/Vollversiegelung Versiegelung * Zuschlag EFÄ in m² 

136 0,2 136* 0,2 27 

31 0,5 31 * 0,5 16 

Summe der erforderlichen Eingriffsflächenäquivalente (EFA): 43 

Zu 2.6 Berechnung des multifunktionalen Kompensationsbedarfs 

Aus den berechneten Eingriffsflächenäquivalenten ergibt sich durch Addition der 
multifunktionale Kompensationsbedarf. 

 

EFÄ Biotopbeseitigung  + 
EFÄ Funktionsbeeinträchti-

gung 
+ EFÄ Versiegelung  

Multifunktiona-

ler Kompensati-

onsbedarf [m² 

EFÄ] 

78.453 0 43 78.496 

Summe des multifunktionalen Kompensationsbedarfs (EFÄ): 78.496 
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Zu 2.7 Berücksichtigung kompensationsmindernder Maßnahmen  

Maßnahme 8.30: Anlage von Grünflächen auf Photovoltaik-Freiflächenanlagen 

Beschreibung: Die Zwischenmodulflächen sowie die von Modulen überschirmten 
Flächen werden der Selbstbegrünung überlassen 

Anforderungen: 

o keine Bodenbearbeitung nach Fertigstellung des Solarparks 

o keine Verwendung von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln 

o höchstens zweimal jährlich Mahd, Abtransport des Mähgutes 

o Frühster Mahdtermin 15. Juli 

o Anstelle der Mahd kann auch eine Schafbeweidung vorgesehen werden mit 

einem Besatz von max. 1,0 GVE, nicht vor dem 15. Juli 

o Festsetzung der Anerkennungsforderungen im Rahmen der Bauleitplanung  

 

Wert der Zwischenmodulflächen: 

SO PV  M 8.31 b) Zwischenmodulflächen GRZ 0,5 (50%)   →  0,8 

  M 8.31 a) Überschirmten Flächen GRZ 0,5 (50%)   → 0,4 

Damit ergibt sich folgende Äquivalenzfläche für die Maßnahme: 

kompensationsmin-

dernde Maßnahme 

Fläche 

in m² 
Wertstufe 

Fläche * Wert d. kompen-

sationsmindernden Maß-

nahme = m² FÄ 

Flächenäquivalent  

M 8.31 a) 39.248 0,4 39.248 * 0,4 15.699 

M 8.31 b) 39.248 0,8 39.248 * 0,8 31.398 

Gesamtumfang als Flächenäquivalent für die  

kompensationsmindernde Maßnahme: 
47.097 

 

Der um das Flächenäquivalent der kompensationsmindernden Maßnahmen korri-
gierte multifunktionale Kompensationsbedarf wird wie folgt ermittelt: 

 

Multifunktionaler Kompen-

sationsbedarf (m² EFÄ) 
- Flächenäquivalent d. kompensationsmin-

dernden Maßnahme (m² EFÄ) 

Korrigierter multifunktionaler 

Kompensationsbedarf    

[m² EFÄ] 

78.496 47.097 31.399 

korrigierter multifunktionaler Kompensationsbedarf: 31.399 
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Zu 4. Kompensation des Eingriffes 

Die Investoren erwerben durch eine entsprechende vertragliche Vereinbarung 
31.399 Flächenäquivalentpunkte eines Ökokontos in der Landschaftszone 3 
„Rückland der Mecklenburgischen Seenplatte“.  
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4. Die Genehmigung der Satzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie dem
Vorhaben- und Erschließungsplan, wurde mit Verfügung der höheren Verwaltungsbehörde vom ................ , AZ:
................ mit Auflagen, Nebenbestimmungen und Hinweisen erteilt.

                         Der Bürgermeister

Gemeinde Röckwitz, den ............... Siegel                          ..............................

5. Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt.

                         Der Bürgermeister

Gemeinde Röckwitz, den ............... Siegel                          ..............................

6. Die Satzung des Bebauungsplans, sowie die Stelle bei der der Plan auf Dauer während der Dienststunden von
jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind am .............................
ortsüblich bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung und Verletzung von
Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 214 f. BauGB) und
weiter Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§ 44 BauGB) und auf die Bestimmungen des § 5
Abs, 5 KV M-V hingewiesen worden. Die Satzung ist am .............................. in Kraft getreten.

                         Der Bürgermeister

Gemeinde Röckwitz, den ............... Siegel                          ..............................
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TEXT - TEIL B

Schossow

Maßstab: ohne

Satzung der Gemeinde Röckwitz über den
Bebauungsplan Nr. 3 "Photovoltaikanlage Sandtagebau Schossow 2 "
Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634) zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes
vom 12. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 184) in Verbindung mit der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober
2015 (GVOBl. M-V 2015, S. 344), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juni 2021 (GVOBl. M-V S. 1033) wird nach Beschlussfassung Beschlussfassung durch die
Gemeindevertretung vom ..................... folgende Satzung über den Bebauungsplan Nr. 3 "Photovoltaikanlage Sandtagebau Schossow 2" der Gemeinde Röckwitz, bestehend aus
der Planzeichnung (TEIL A) und dem Text (TEIL B) erlassen:

Planzeichenerklärung
I. Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des Planinhalts
(Planzeichenverordnung - PlanZV vom 18.12.1990, zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021
(BGBl. I S. 1802)

1. Art der baulichen Nutzung                                § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

 Sonstiges Sondergebiet                                  § 11 Abs. 2 BauNVO
Zweckbestimmung: Photovoltaikanlage

2. Maß der baulichen Nutzung                   § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

GRZ=0,5 Grundflächenzahl

festgesetztes Gelände in Meter über NHN im amtlichen Höhenbezugssystem 
DHHN2016 als unterer Höhenbezugspunkt (Bestand)

3. Baugrenzen                    § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB

 Baugrenze

4. Verkehrsflächen                § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

 private Straßenverkehrsfläche

 Ein- und Ausfahrt

5. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereich            § 9 Abs. 7 BauGB

II. Darstellung ohne Normcharakter

Bemaßung in Meter örtlicher Lagebezug

Gemarkungsgrenze

Kataster

SO PV

3.00

162/1

Rechtsgrundlagen
· Baugesetzbuch (BauGB) i. d. F. der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I. S 3634), zuletzt

geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 184) 
· Baunutzungsverordnung (BauNVO) i. d. F. der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S.3786),

zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 03. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) 
· Planzeichenverordnung (PlanZV) i. d. F. der Bekanntmachung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58),

zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)
· Kommunalverfassung für das Land Mecklenburg- Vorpommern (Kommunalverfassung-KV M-V) i d. F.

der Bekanntmachung vom 13. Juli 2011 (GVOBI. M-V 2011, S.777), zuletzt geändert durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 23. Juli 2019 (GVOBl. MV S. 467)

· Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) i. d. F. der
Bekanntmachung vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 08.
Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240) 

· Gesetz des Landes Mecklenburg - Vorpommern zur Ausführung des Bundesnaturschutzgesetzes
(Naturschutzausführungsgesetz - NatSchAG M-V) i. d. F. der Bekanntmachung vom 23. Februar 2010
(GVOBI. M-V S.66), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. Juli 2018 (GVOBl. M-V S. 221, 228)

· Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern (LBauO M-V) i. d. F. der Bekanntmachung vom 15. Oktober
2015 (GVOBl. M-V 2015, S. 344), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juni 2021 (GVOBl. M-V S. 1033)

· Waldgesetz für das Land Mecklenburg-Vorpommern (Landeswaldgesetz - LwaldG) i. d. F. der
Bekanntmachung vom 27. Juli 2011 (GVOBl. M-V S. 870), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
22. Mai 2021 (GVOBl. M-V S. 790, 794 )

· Hauptsatzung der Gemeinde Röckwitz in der aktuellen Fassung

Hinweis
Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist gemäß § 11 DschG M - V
(GVBI. M - V Nr. 1 vom 14.01.98, S. 12 ff) die untere Denkmalschutzbehörde zu benachrichtigen und der Fund und die
Fundstelle bis zum Eintreffen des Landesamtes für Bodendenkmalpflege oder dessen Vertreter in unverändertem
Zustand zu erhalten. Verantwortlich hierfür sind der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie
zufällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werktage nach Zugang der Anzeige.

5950311.33

TEXT - TEIL B
Planungsrechtliche Festsetzungen gemäß § 9 BauGB

1.1 Art und Maß der baulichen Nutzung                              § 9 Abs. 1 BauGB

1.1.1 Das sonstige Sondergebiet „Photovoltaikanalge“ (SO PV) dient der Errichtung und dem Betrieb von großflächigen
Freiflächen-Photovoltaikanlagen. Zulässig sind Modultische mit Solarmodulen sowie die für den Betrieb
erforderlichen Nebenanlagen, Trafostationen, Umspannstationen, Wechselrichterstationen. Zaunanlagen sind als
Einfriedungen bis zu einer Höhe von 2,50 m auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

1.1.2 Innerhalb des sonstigen Sondergebietes „Photovoltaikanalge“ ist der Auf- und Abtrag von Böden zur Regulierung
des vorhandenen Geländes zulässig. Herzustellen sind die innerhalb der Planzeichnung Teil A festgesetzten
Höhen in Meter über NHN im Bezugssystem DHHN2016 als geplantes Gelände.

1.1.3 Die maximale Grundflächenzahl ist für das sonstige Sondergebiet „Photovoltaikanalge“ (SO PV) auf 0,50 begrenzt.

Eine Überschreitung der Grundflächenzahl im Sinne von   § 19 Abs. 4 Satz 2 BauNVO ist unzulässig.

1.1.4 Die maximale Höhe baulicher Anlagen wird auf 4,50 m begrenzt. Als unterer Bezugspunkt gelten die innerhalb der
Planzeichnung Teil A festgesetzten Höhen in Meter über NHN des amtlichen Höhenbezugssystems DHHN 2016.

1.2 Flächen und Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
                               § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB

1.2.1 Mit Fertigstellung des Solarparks sind nicht überbebaute Flächen innerhalb des Geltungsbereiches durch
Selbstbegrünung als naturnahe Wiese zu entwickeln. Die Mahd dieser Flächen ist unter Berücksichtigung
avifaunistischer Anforderungen und den speziellen Anforderungen von Offenlandbrütern nicht vor dem 15. Juli
eines Jahres zulässig. Das Mähgut ist zur Aushagerung zu entfernen. Der Einsatz von Dünge- und
Pflanzenschutzmitteln ist unzulässig. Übersichtskarte

Maßstab: ohne
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